
Bundessozialgericht
8/7 RU 18/72 I m N a m e n d e s V o 1 k e s

„U r t e i l

Verkündet am
in dem Rechtsstreit

29° Januar 1974

RegHsekre-tär
23

= o u e e o o 47 . o o n .. . . . . . ° . ° ° ’

als Urk°BeaInter 5)° o 0 o o o . o e o l [. l o e . o o o . . o ,

d„G880hestelle . . . . . ° ° ' ° ° ° ° ‚' ‘ o o . . e n o o 0 ,

Kläger und Revisionskläger,

„Prozeßbevollmächtigter:
.*. . ‚‘. . ‚ . . . „ . ,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 29. Januar 1974 durch den
Vorsitäenden Richter Dr° M a i s c h ,

die

Richter Dr° K a i s e r und Dr„ Z i m m e r
und die ehrenamtlichen Richter N i t s c h e

und S c h n i e w i n d

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 80 Dezember 4974

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Der erste Ehemann der Klägerin zu 4) und Vater der Kläger

zu 2) und 5), der am 4, August 4929 geborene Dipl.Physiker

Friedrich—Karl H (H,), befaßte sich seit Mai 4956 mit
seiner Diplomarbeit, die den "Kernfotoeffekt an Deuteronen"

zum Thema hatte, In der Zeit vom 4° März 4958 bis 54„ März

4959 wurde er von Prof° Dr, D
,

Direktor des Instituts

für angewandte Physik der Johann-Wolfgang—Goethe—Univertität,
Frankfurt/M., als wissenschaftliche Hilfskraft zum Aufbau

eines kernphysikalischen Anfängerpraktikums auf Privatdienst—

vertrag eingestellt und aus Mitteln, die das damalige Atom—

ministerium bereitgestellt hatte, bezahlt° In der Zeit vom

4° April 4959 bis 54° August 4960 wurde er als wissenschaft—

liche Hilfskraft beim Institut für angewandte Physik auf

Universitätsdienstvertrag weiter beschäftigt° Auch während

dieser Zeit war er mit dem Aufbau des kernphysikalischen

Praktikums betraut, was zugleich die Aufgabe, den Versuch

"Kernfotoeffekt an Deuteronen" zu erstellen, mit einschloß°

Am 50° Juli 4960 legte H.: die Diplom—Hauptprüfung in Physik

ab‚ Der Kurator der Universität teilte der Beklagten am

9° Februar 4966 mit, H° sei während der Dauer seiner Tätig—

keit im Institut für angewandte Physik nach 5 559 Abs° 4
Nr. 4 der Reichsversicherungsordhuhg (EVO) gegen Arbeits—

unfall versichert gewesen„- In der Zeit vom 4° September 4960

bis 28° Februar 4962 war H° wissenschaftliche Hilfskraft in

der Abteilung für wissenschaftliche Fotografie des Instituts

für angewandte Physik — Abteilungsleiter Prof° Dr° H —
tätig und wurde von ihm auf Privatdienstvertrag beschäftigt

und aus Mitteln, die das damalige Atomministerium bereit—

stellte, bezahlt° Im Rahmen dieses Privatdienstvertrages

war H° mit der Bearbeitung eines Themas über Beta—Autoradio-
grafie beschäftigt° Ab 4. März 4962 war er in dem Forschungs—

institut der Allgemeinen Elektrizitäts—Gesellschaft in Frank—

furt a.M° als Physiker mit Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet
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von Seliziumgleichrichtern beschäftigt; 1Im Herbst 4964 er—
krankte er an subakuter aleukämischer Päramyeloblasten+

leukämie, die am 22° Februar 4965 zu seinem Tode führte°

Die Beklagte lehnte die Gewährung von Hinterbliebenenrenten

aus der gesetzlichen Unfallversicherung an die Kläger mit der

Begründung ab, daß nach einem Gutachten von Prof, Dr° G

und einer Stellungnahme des Landesgewerbearztes eine Berufs—

krankheit nicht vorgelegen habe (Bescheid vom 26° Mai 4967)o

Die Klage hatte im ersten Rechtszug Erfolg (Urteil des sozial—

gerichts —SG—Frankfurt/Main
vom 15° Juli 4970), die Berufung

der Beklagten führte zur Aufhebung des erstinstanzlichen

Urteils und Abweisung der Klage (Urteil des Hessischen Landes—

sozialgerichts —LSG—vom 8. Dezember/1974)° Das Berufungs—

'urteil ist im wesentlichen auf folgende Überlegungen gestützt;

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme sei H° während seiner

Tätigkeit lediglich einer sehr geringen Strahlenbelastung

ausgesetzt gewesen, die weit unter den nach der Strahlen—

schutzverordnung vom 24° Juni 1960 zulässigen Werten gelegen

habe° Ob — wie die Kläger behaupteten — H. im September oder
(Oktober 1959 einen sog° "Strahlenunfall" erlitten habe, lasse

sich nicht mehr zuverlässig feststellen, zumal H, damals keine
Überprüfung veranlaßt habe° Doch selbst wenn das der Fall

gewesen sein sollte, könne auch bei pessimistischer Abschätzung

keine erhebliche Strahlendosis von H„ empfangen worden sein°

Die mögliche Unfalldosis könne nur 0,2 % der zugelassenen“

Unfalldosis erreicht haben° Die insgesamt empfangene Dosis

habe nicht mehr als 4,2 % der zulässigen Dosis ausgemacht°

Die Frage, ob durch die Strahleneinwirkungen die Leukämie ver—

ursacht worden sei, könne nach den eingeholten Sachverständi—

gengutachten nicht bejaht werden° Der Beweis für einen Kausal«

zusammenhang von erhöhter Leukämie—Incidenz und vorausgegange—

_ner Strahlenbelastung sei nach Prof° Dr;.G nur im Bereich

hoher und höchster Dosen geführt; in diesem Bereich bestehe
eine lineare Beziehung zwischen Dosishöhe und Leukämie—

Häufigkeito Hingegen seien die Beziehungen Zwischen Dosis

...44—
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und Leukämie-Risiko nach Belastungen mit kleineren Dosen

noeh nicht abgeklärt. Da die von H, akkumulierte Dosis um
das 14— bis 22—fache unterhalb der Dosen liege, die nach

rein theoretischen Annahmen für eine Erhöhung der Leukämie-

Incidenz verantwortlich sein könnten, liege mit hoher Wahr—

scheinlichkeit kein Kausalzusammenhang vor° Wenn man, wie

‚Prof, Dr, W. ausgeführt habe, annehme, daß.die Induk—
tion der Leukämie keinen Schwellenwert aufweise und bis zu

den kleinsten Dosen hin proportional mit der Dosis verlaufe,

so betrage die Wahrscheinlichkeit, daß die Leukämie des H.

durch die von ihm bei seiner beruflichen Tätigkeit erhaltene

Dosis induziert worden sei, 1:54 bis 1:52, d.h° 2 bis 4 %,

Bei dieser Sachlage habe auch Prof° Dr, H die Auffassung

vertreten, ein Kausalzueammenhang zwischen der Strahlen—

belastung und der Leukämie sei zwar möglich, aber doch mit

überwiegender Wahrscheinlichkeit zu verneinen„ Es stelle

daher eine Überschreitung der Grenzen richterlichen Ermessens

dar, wenn der Erstrichter angenommen habe, der vorliegende

Fall sei zu den 2 bis 4 % zu rechnen, bei denen die Leukämie
auf eine voraufgegangene Strahlenbelastung im hier fest—

gestellten Umfang zurückzuführen sei, Auch wenn die der
Berechnung der Strahlendosis zugrunde gelegten Werte nicht

genau bestimmbar und die für die Abgrenzung der Wahrschein—

lichkeit verwandten Vomhundertsätze mit beträchtlichen Un—

sicherheitsfaktoren belastet sein sollten, so spreche dies

doch gerade eher für eine Verneinung als für eine Bejahung

der Wahrscheinlichkeit eines Kausalzusammenhangs. Die Nicht—

beweisbarkeit einer höheren als der angenommenen Strahlen—

dosis und der Wahrscheinlichkeitssätze sei von den Klägern
"zu vertreten"° Daß H° zu den 2 bis 4 % gehöre, bei denen
ein Kausalzusammenhang anzunehmen sei, könne auch nicht daraus

hergeleitet werden, daß die Leukämie 5 bis 6 Jahre nach der '

Strahlenbelastung aufgetreten sei, Die in eine solche Rich—

tung weisenden Erfahrungen seien bei Erwachsenen lediglich

im Zusammenhang mit der Einwirkung hoher und höchster Dosen

— wie bei Hiroshima und Nagasaki — gewonnen worden, hinsicht—

lich geringerer Strahlendosen fä■xa es jedoch völlig an
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gesicherten Feststellungen° Besondere Bedeutung könne nach

Prof° Dr° H auch nicht dem Umstand beigemessen werden, daß

die Leukämie, an der H° verstorben sei, mit der durch Strah—

lungen am häufigsten induzierten Art der akuten unreifzelligen
Leukämie übereinstimme, und daß das Chromosomenbild bei H„

typische Anzeichen aufgewiesen habe, wie sie häufig nach einer

Exposition gegenüber'ionisierenden Strahlen zu beobachten

seien°

Für eine Umkehr der Beweislast oder eine Ersetzung des Kausali—

tätsnachweises durch eine Kausalitätsvermutung sei auch im

Falle von Strahlenschäden kein Raum° Die Rechtsprechung des

Bundesgerichtshofes (BGH) zur
Produzentenhaftung und zum

Impfschaden könne kein anderes Ergebnis rechtfertigeno Die

Schaffung einer Regelung im Sinne der Vorschriften des 5 4

Abs° 5 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) oder des
9 84 a des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) müsse dem Gesetz—

geber überlassen bleiben°

Das LSG hat die Revision zugelassen° Die Kläger haben von

diesem Rechtsmittel Gebrauch gemacht und ausgeführt;

Das LSG habe zu Unrecht das Vorliegen einer überwiegenden

Wahrscheinlichkeit des Kausalzusammenhangs zwischen der

Strahlenbelastung und der Leukämie—Erkrankung verneintc Es

habe verkannt, daß dieses Leiden sowohl auf die berufliche

Strahlenbelastung als auch auf einen Strahlenunfall zurück—

zuführen sei„ In diesem Zusammenhang habe es die Stellung—

nahme des Institutsdirektors Prof° Dr.: D‘ überbewertet,

die Aussagen anderer Zeugen, insbesondere Dr„ Sch ,
Dr° G

den Tisch fallen lassen"; auch das Vorbringen der Kläger sei
,

H; sen° und juna, Dr° A , jedoch ”unter

insoweit im Tatbestand des angefochtenen Urteils nicht zu—

treffend wiedergegeben° Denn es sei von deanlägern nicht nur

auf den Strahlenunfall, sondern auf die Gesamtbelastung ab—

gehoben worden° Die 4„ Strahlenschutzverordnung sei erst am

1° September 1960, also nach Abschluß der Tätigkeit des Ver—

storbenen in Kraft getreten, so daß es entgegen der Auffassung
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des LSG auf sie nicht ankommen könne, um so mehr als für

die strahleninduzierte Leukämie kein "Schwellenwert" bestehe,

Das LSG habe die Gutachten der Professoren W und H

nicht richtig ausgewertet; das Gutachten des Prof° G sei

ohne Aussagewert° Aus der Häufigkeitsziffer von 2 bis 4 %

folge nichts Endgültiges für die Wahrscheinlichkeit der Ver—

ursadhung im Einzelfall" Bei einer zutreffenden Verwertung

der Aussagen des sachverständigen Zeugen Dr" A hätte

das LSG nach Meinung der Revision für erwiesen halten müssen,

daß H" zu den 2 bis 4 % der Fälle gehöre, in denen die zu—
grunde zu legende Dosis letal wirke„ Zudem habe sich das

LSG nicht ausreichend mit der Frage einer Umkehr der Beweis—

last befaßt, die Grundsätze des sozialen Ausgleichs für er-

höhte Risiken außer acht gelassen und sich gegenüber den Hin—

weisen auf 5 4 Abs° 5 Satz 2 BVG, @ 81 a SVG und Art, 5 des
Grundgesetzes (GG) zu Unrecht mit einer Berufung auf mangeln—

des positives Recht begnügt. Die Ansprüche würden auf Nr° 27

der 6° bzw, ?, Berufskrankheitenverordnung (BKVO) gestützt°

Die Kläger beantragen,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG Frankfurt/Main

zurückzuweisen„

Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision°

II

Die Revision ist nicht begründet°

Nach den Feststellungen des LSG ist H° während der versicher—

ten Tätigkeit nur einer sehr geringen, wesentlich hinter der

höchstzulässigen Dosis zurückbleibenden Strahlenbelastung

ausgesetzt gewesen° Die gegen diese Feststellungen von der

Revision erhobenen Bedenken greifen nicht durch° Zwar hat

das LSG bezweifelt, ob H° in der Tat im September oder Oktober

1959 einen "Strahlenunfall" erlitten hat° Ob diese Zweifel
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begründet waren, mag indessen auf sich beruhen° Denn das LSG

hat ausdrücklich festgestellt, daß selbst dann, wenn H, der

behaupteten einmaligen Strahlung ausgesetzt gewesen sein soll-

te, weder dadurch allein noch durch die gesamte Strahlen—

belastung, der H. durch seine Berufstätigkeit ausgesetzt

gewesen sein mochte, die nach der 4. Strahlenschutzverordnung

zulässigen Dosiswerte überschritten worden sind° Daraus er—
gibt sich eindeutig, daß das LSG zugunsten der Kläger unter—

stellt hat, daß es zu dem behaupteten "Strahlenunfall" ge—
kommen ist° Es gereicht dem LSG entgegen der Meinung der

Revision auch nicht zum Vorwurf, daß es sich bei seinen Über—

legungen auf die während des in Betracht kommenden Zeitraums

noch nicht geltende 4° Strahlenschutzverordnung bezogen hat.

Denn wenn das LSG ausgeführt hat, daß die Strahlenbelastung

nur einen unbedeutenden Vomhundertsatz der nach der Verordnung

zulässigen Höchstdosis ausgemacht habe, so soll damit offen—

sichtlich lediglich die Geringfügigkeit der Einwirkung verm
'anschaulicht, nicht aber zum Ausdruck gebracht Werden, daß

die von dem Verordnungsgeber angegebenen Dosen zwingend auch

für die Zeit davor gelten müßten° Daß die Kläger durch die
vergleichsweise Heranziehung dieser Dosen in ihren Rechten

beeinträchtigt worden wären, ist im übrigen nicht ersichtlich°

Dies wäre nur der Fall, wenn für die Zeit davor geringere

gefährliche Dosen allgemein anerkannt gewesen wären° Dies

behauptet die Revision jedoch selbst nicht° Im übrigen hat

das LSG unabhängig von der Strahlenschutzverordnung im weite—

ren Verlauf seiner Überlegungen der Frage, ob die angenommene

Strahlenbelastung für die zum Tode führende Leukämie ursäch—

lich gewesen ist, einen breiten Raum eingeräumt, Daraus wird

deutlich, daß das LSG den in der Verordnung genannten Dosen

nicht die von
der Revision,angenommene Bedeutung beigemessen

hat° Dabei hat das LSG zutreffend darauf hingewiesen, daß
Prof, Dr° w — zugunsten der Kläger — davon ausgegangen

ist, daß die Induktion der Leukämie keineg "Schwellenwert"
...—___-

besitze.

Des weiteren hat das LSG unangegriffen festgestellt, daß die

Wahrscheinlichkeit für eine Induktion der Leukämie durch die

Strahleneinwirkung nur 4:54 bis 4:52 beträgt° Das bedeutet,
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daß unter 100 Fällen, in denen ein an Leukämie Erkrankter der

gleichen Strahlenbelastung ausgesetzt gewesen ist, wie sie

das LSG bei H° unterstellt hat, allenfalls zwei bis vier Fälle

enthalten sein mögen, in denen ein Kausalzusammenhang bejaht

werden kann; dabei ist zu bedenken, daß die durch den Strahlen—

einfluß bewirkte Erhöhung der Wahrscheinlichkeit zumindest

teilweise auch auf Einzelfälle zurückzuführen sein wird, in

denen der Strahleneinfluß nur als eine unwesentliche und damit

für die gesetzliche Unfallversicherung nicht in Betracht kommen—

de Bedingung der Leukämieerkrankung angesehen werden kann°

Außerdem hat Prof, Dr„ W dargelegt, daß die Leukämie
in den Kulturländern nach dem UN-Bericht Suppl° 14 ohnedies

zu etwa einem Viertel durch die natürliche Strahlenbelastung‘

verursacht werde und daß das natürliche Leukämierisiko bei H°

durch seine berufliche Exposition um rund 1—2 % vergrößert

worden sei. Da es sich dabei notwendigerweise um rechnerische

— statistische - Erwägungen handelt und die daraus sich er—
gebenden Zahlen außerordentlich klein sind (vgl° S, 10 des

Gutachtens von Prof„ Dr" w ), konnte das LSG ohne
Rechtsirrtum zu der Annahme gelangen,

es sei zwar möglich,

aber nicht wahrscheinlich, daß im vorliegenden Fall ein ur—
‚sächlicher Zusammenhang zwischen der Strahlenbelastung und der

Leukämie besteht° Besonderheiten, die zu einer für die Ent—

scheidung ins Gewicht fallenden Erhöhung der Wahrscheinlich—
keit führen könnten, sind nach den getroffenen Feststellungen

nicht ersichtlich° Selbst wenn man annehmen wollte, daß in

der Eigenart des Krankheitsbildes und dem zeitlichen Abstand

zwischen Einwirkung und Erkrankung für einen ursächlichen Zu—

sammenhang sprechende Momente gefunden werden können, würde

das angesichts der eindeutigen Bekundungen der vom SG gehörten
Sachverständigen, die diese Umstände in ihre Überlegungen ein-

bezogen haben, noch nicht den Schluß erlauben, daß der ursäch-

liche Zusammenhang in einem für die richterliche Überzeugunge—

bildung ausreichenden Maße wahrscheinlich sei° Der sachver-

ständige Zeuge Dr, A; %
auf dessen Aussage bzw, Stellung—

nahme sich die Revision in diesem Zusammenhangberuft, hat

— offenbar im Hinblick auf diese Umstände — in seiner gutacht—
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lichen Stellungnahme vom 5„ August 4968 zu der Frage, ob
die Dosis der Substanz oder der Strahlung groß genug war,
daß eine ursächliChe Verknüpfung zwischen Einwirkung der—
Schadensubstanz und der Leukämie—Entstehung wahrsbheiné

lich sei, "keine Stellung nehmen" können° Bei dieser Sach—

lage ist nicht ersichtlich, daß das LSG aus der Bekundung

des Dr, A auf‚ eine Wahrscheinlichkeit des Kausal—
zusamhenhangs hätte schließen müssen" Das weitere Vorbringen

der Revision, das LSG habe die Gutachten der Professoren

Dr. W und Dr, H nicht richtig ausgewertet und das

Gutachten des Prof, Dr° G sei ohne Aussagewert, ist.

nicht hinreichend substantiiert‚ Dasselbe gilt für die Rüge,

das LSG habe die Stellungnahme des Prof" Dr° D über—

bewertet und die Aussagen der Zeugen Dr° Sch ,
Dr, G sowie H sen° und jun° unter den Tisch fallen
lassen° Es ist insbesondere nicht ersichtlich, inwiefern

‚sich aus deren Bekundungen trotz der obigen Umstände die

Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs ergeben
sollte,

Die Revision meint jedoch im Grunde nur, es sei unbefriedi—

Send, wenn die vorerwähnten Grundsätze auf den vorliegenden

Fall uneingeschränkt angewendet würden. Es ist zwar nach

dem derzeitigen Stand der Wissenschaft möglicherweise nicht

auszuschließen, daß in einer Gruppe von Fällen, in denen ein

Ursachenzusammenhang zwischen einer berufsbedingten Strahlen—
belastung und einer danach aufgetretenen Leukämie als möglich

in Betracht kommt, eine gewisse Zahl von Fällen enthalten ist,

in denen dieser Kausalzusammenhang in Wahrheit gegeben ist;

auf der anderen Seite ist aber nicht ersichtlich, wie solche

— auch hinsichtlich anderer Erkrankungen denkbare - Fälle im

einzelnen mit jener hinreichenden Sicherheit und Bestimmtheit

_herausgefunden werden sollten, die erforderlich ist„um gegen»

über einem Dritten einen oft in die Hunderttausende gehenden
Ersatzanspruch zu begründen° Das mag Anlaß zu der Über—

legung geben, ob nicht im Wege einer Umkehr der Beweislast,

d.h° der Begründung einer Art Kausalitätsvermutung, derartige

Ergebnisse vermieden werden könnten, Das geltende Recht
läßt indessen die Beschreitung dieses Weges nicht zu°
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Die Gewährung von Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche—

rung setzt den Nachweis der haftungsbegründenden Kausalität

voraus (BSG50, 124 5237, 278 _/_'2'80£7)° Da der Tatrichter
alle Mittel zur Aufklärung des Sachverhalts zu erschöpfen hat

(BSG 30, 124 _/3'2;7), fallen bei Unaufklärbarkeifc eines wesent—
lichen Umstands die Folgen der objektiven Beweislosigkeit

(vgl., BSG6, 70 [7'g7; 50, 278 _/_'2'89_7)dem, der eine ihm günsti—
ge Rechtsfolge geltend macht, nur dann, aber auch stets dann
zur Last, wenn der genannte Nachweis nicht zu erbringen ist.‘

Dabei kann es keinen Unterschied begründen, ob die Unmöglich—

keit des Nachweises in den besonderen Umständen des Einzel—

falles, insbesondere einer nicht zu behebenden Unklarheit hin—

sichtlich des Unfallherganges, oder in der generellen Eigenart

des Leidens, das mit der versicherten Tätigkeit in Zusammen—

hang gebracht wird, wurzelt; in dem einen wie dem anderen Fall

muß der Beweisfällige eine Ablehnung seines Begehrens hin—

nehmen, obgleich nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen

werden kann, daß der geltend gemachte Anspruch in Wahrheit

begründet ist. Unbillig kann ein solches Ergebnis der Beweis—

lastverteilung im einen wie im anderen Fall nur dann erschei—

nen, wenn die Begründetheit des Anspruchs unterstellt wird°

Gerade diese ist aber streitig„ Deswegen können Gesichts—
punkte der Billigkeit auch hier nur im Rahmen der Beweis—

würdigung, nicht aber bei der Beantwortung der Frage nach der

Beweislast berücksichtigt werden (vgl‚ BSG 30, 124 17357].

Der Tatrichter ist sonach nicht gehindert, Eigentümlichkeiten

des Falles dadurch Rechnung zu tragen, daß er an einen Beweis
verminderte Anforderungen stellt (vgl° BSG 19, 52 1557),

Wie weit er dabei im einzelnen gehen darf, mag auf sich be—

ruhen; die seinem Ermessen gezogenen Grenzen sind jedenfalls
dort überschritten, wo die gegen die Wahrscheinlichkeit der

beweisbedürftigen Tatsache sprechenden Umstände deutlich

überwiegen. Das hat das LSG nicht verkannt° Es hat den An-

spruch der Kläger nicht nur deswegen für unbegründet gehal«
ten, weil ein Zusammenhang nicht wahrscheinlich sei, sondern

es hat unter Abwägung der für und gegen den Zusammenhang

sprechenden Gründe den behaupteten Kausalzusammenhang für
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derart unwahrscheinlich erachtet, daß ihm sogar eine aus—
reichend sichere negative Feststellung gerechtfertigt er—

schienen ist (Urt. So 49)° Bei dieser Sachlage kann dahin—

stehen, ob es dem Gericht bei der Wahrscheinlichkeitsprüfung

überhaupt gestattet ist, verminderte Anforderungen zu stellen,

wenn die gehörten Sachverständigen - wie hier — die Wahrschein—

lichkeit nach eingehender Prüfung verneint haben°

Auch die Besonderheiten der Strahlengefährdung rechtfertigen

keine anderen Beurteilungen° Allerdings mag eine Beschäfti—

gung, wie sie H‚ ausgeübt hat, das RiSiko einer Leukämie-

erkrankung erhöhen° Diese denkbare Risikoerhöhung trifft
jeden, der eine solche Beschäftigung aufnimmt und ausübt,

ohne Rücksicht darauf, ob sich die - im Hinblick auf die
Umwelteinflüsse ohnedies gegebene und durch die Beschäftigung

nur in einem verhältnismäßig geringen Umfang vergrößerte —
Gefahr in dem nicht konkret feststellbaren Einzelfall ver—

wirklicht° Diese Mehrbelastung aller durch eine Gefahr, der

nur wenige, deren Identität — im Regelfall — selbst im nach—

hinein nicht bestimmt werden kann, zum Opfer fallen, könnte

zwar dem Arbeitgeber oder den gesetzgebenden Körperschaften

Anlaß bieten, für einen zusätzlichen Schutz gegen etwaige_

Vermögensnachteile, die sich aus den Gefahren einer solchen

zusätzlichen Strahlenbelastung ergeben können, Sorge zu tragen„

Für die Annahme einer Gesetzeslücke bieten jedoch jedenfalls

die in dieser Streitsache von den Sachverständigen vermittel—

ten Erkenntnisse keine ausreichende Grundlage„ Es fehlen

Hinweise darauf, daß bei dem hier in Betracht kommenden Per—

sonenkreis Leukämieerkrankungen auffallend gehäuft aufgetreten

wären; demgemäß haben sich auch die Sachverständigen nicht in

' der Lage gesehen, einen Kausalzusammenhang im vorliegenden wie

auch in %ergleichbaren Fällen zu bejahen° Doch können diese
Erwägunäen hier auf sich beruhen° Denn auf der Grundlage des

geltenden Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung ist je—
denfallé für eine Entschädigung von Unfällen oder Krank—

_heiten‚ébei denen ein ursächlicher Zusammenhang mit der ver—
sidhertén Tätigkeit nicht wahrscheinlich ist, kein Raum._
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Dabei ist es unerheblich, ob man den geltend gemachten An-

spruch unter dem Gesichtspunkt des 5 548 RVG (Arbeitsunfall)

oder demdes 5 554 EVOi,V.mq der Nr° 27 der Anlage zur
6, BKVO vom 28. April 4964 prüft° In beiden Fällen ist

Voraussetzung der Entschädigung, daß das Leiden mit hin—

reichender Wahrscheinlichkeit ursächlich auf die angeschul—

digten betrieblichen Einwirkungen zurückzuführen ist (vgl°

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 4„—7. Aufl„

Band II 8° 490 k und 480 o I). Kann eine solche hinreichen—

de Wahrscheinlichkeit nicht festgestellt werden, so trifft

die objektive Beweislast den Kläger (Brackmann aaO, 5,480 o I)°

Daran ist auch für den vorliegenden Fall festzuhalten° Denn

eine Abkehr von den Grundsätzen der Beweislastverteilung

könnte nicht auf Fallgestaltungen wie die hier gegebene

beschränkt werden° Wollte man allgemein die bloße Möglich-

keit ursächlicher Verknüpfung genügen lassen, so würde nicht

nur das Wesen der gesetzlichen Unfallversicherung von Grund

auf verändert, sondern es würden auch die sich daraus er—

gebenden finanziellen Belastungen die Grenzen des noch Trag—

baren sprengen; insbesondere könnte in Fällen wie dem vor—
liegenden der bei einer Umkehr der Beweislast zulässige '

Gegenbeweis praktisch niemals geführt werden; somit müßten

auch die Fälle entschädigt werden, die durch die natürliche
Strahlenhelastung verursacht worden sind, was dem Sinn und

System der gesetzlichen Unfallversicherung widersprächee

Zu Unrecht berufen sich die Kläger für ihre Ansicht, daß
eine Umkehr der Beweislast eintreten müsse, auf die Recht-

sprechung des BGH zum Impfschaden (BGHZ 48, 286) und zur
sog. Produzentenhaftung (BGHZ 51, 94), In keiner dieser

Entscheidungen hat der BGH eine Umkehr der Beweislast in

der Frage des Kausalzusammenhangs angenommen° In der Ent—

‚scheidung zum Impfschaden war der Kausalzusammenhang im

naturwissenschaftlioh—philosophischen Sinne — um den allein

es auch hier geht — erwiesen (vgl‚ hierzu jetzt 5 52 Abs. 2

des Bundesseuchengesetzes sowie Urteil des erk. Senats
vom

9" Mai 1972 — SozR Nr' 45 zu € 165 des Sozialgerichts}
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gesetze$ —SGG—)° Die Ausführungen des BGH betreffen allein
die Frage der Ausscheidung solcher Bedingungen im natur—

wissenschaftlich—philosophischen Sinne, die bei einer unter

dem Gesichtspunkt adäquater Verursachung wertenden Beur-

teilung nicht mehr als haftungsbegründende Umstände betrach5

tet werden können (vgl° BGHZ48, 286 12857)‚ In der Ent—
scheidung zur Produzentenhaftung wird der Nachweis des Ge—

schädigten, daß der Schaden im Organisations— und Gefahren—

bereich des Herstellers eingetreten ist, ausdrücklich als er-

forderlich bezeichnet (vgl. BGHZ54, 94 17027) und nur das
Risiko einer Nichterweislichkeit der "Schuldlosigkeit"

— auf die es in der gesetzlichen Unfallversicherung nicht

ankommt - dem Hersteller auferlegt (vgl° BGHZ 54, 94 L?Qé7)o

Eine analoge Anwendung der Vorschriften des @ 4 Abs. 5

Satz 2 BVG und des im wesentlichen gleichlautenden @ 84 &
SVG scheidet schon deswegen aus, weil nicht angenommen wer—

den kann, daß der Gesetzgeber die Möglichkeit des Auf—

tretens entsprechender Fälle im Bereich der gesetzlichen

Uhfallversicherung übersehen hat° Dies umsoweniger, als

die Möglichkeit beruflicher GesundheitsStörungen durch

Röntgenstrahlen und andere strahlende Energie schon seit

Jahr2ehnten hinreichend bekannt ist und bereits 4929 zur
Aufnahme solcher Erkrankungen in die BKVO vom 44° Februar

4929 für alle Unternehmen geführt hat (vgl° Nr° 40 der An—
lage); davor bestand Versicherungsschütz nur für Beschäfe

tigte in bestimmten Betrieben (vgl° Nr, 9 der Anlage zur

BKVO vom 42" Mai 4925)° Der besondere Charakter der gesetz—

lichen Unfallversicherung, deren wesentliches Element die

Ablösung der Unternehmerhaftpflicht gegenüber den Arbeit-

nehmern (vgl„ dazu Lauterbach, Gesetzliche Unfallversiche—

rung, 5, Aufl., Band I S. 42 ff, 54) auf der Grundlage der
Selbstverwaätung

ist, verbietet es, die @@4 Abs° 5 Satz 2,

89 BVG sowie 84 a SVG entsprechend anzuwenden° Das Fehlen
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einer diesen Vorschriften entsprechenden Regelung im

5° Buch der RVO und das Unterbleiben einer entsprechen—

den Anwendung verletzen die Kläger nicht in ihrem Grund—

recht aus Art„ 5 Abs, 4 GG. .Die Revision übersieht, daß

die in € 4 Abs, 5 Satz 2 BVG vorausgesetzte Ungewißheit
in der ärztlichen Wissenschaft über die Ursache eines

Leidens ihr auch im Recht der Kriegsopferversorgung nicht

weiterhelfen kann, wenn diese Ursache an sich bekannt ist°

Daß die Leukämie durch Strahleneinwirkungen entstehen kann,

ist bekannt (siehe die obigen Ausführungen)° Demgemäß

ist auch im Schriftsatz der Kläger vom 9° Mai 1970 zu—

treffend von einer Erkrankung "aus bekannter, aber nicht

gesicherter Ursache" die Rede (vgl° SG—AktenBl° 244)„

Eine Ungewißheit i.S„ des @ 1 Abs, 5 Satz 2 BVG kann
nicht schon darin gefunden werden, daß im Einzelfall

ein Kausalzusammenhang zwar möglich, aber nicht wahr-

scheinlich ist„ Die Ungewißheit muß sich vielmehr auf
die Ursache des festgestellten Leidens im allgemeinen

beziehen, nicht aber darauf, daß — wie das in der vor-

liegenden Streitsache allenfalls zutreffen mag — im

konkreten Falle der Zusammenhang zwischen Schädigung und

Leiden unter den gegebenen Umständen ungewiß geblieben

ist (ng BSGKGV1970, ’IO6 [des ;];ng ferner Bd.—Schrb.
desBMAvom“16.631969- BVBl1969, s. 70 Nr., 44 -‚
wonach bei Malignomen auch eine Kannleistung nach 5 4

Abs" 3 Satz 2 BVG bei nur geringer Einwirkung karzinogener

Substanzen nicht in Betracht kommt)°

Nach alledem konnte die Revision keinen Erfolg haben°

_q5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 45 _

Die Kosténentscheidung ergibt sich aus @195 SGG°
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